
Eine Antwort an Frau Faber
Frau Faber aus Berlin-Lichtenberg sagte in einem Gespräch über die Beratungen der vier Außenminister in Berlin, 
daß Wahlen in ganz Deutschland doch eigentlich recht schnell die Einheit bringen könnten. Es wird eben ein gemein­
sames Parlament gewählt, eine Regierung gebildet, und die Einheit könnte da sein. Frau Faber bedachte aber nicht, 
wie solche sogenannten „freien Wahlen“, wie sie von der Adenauer-Clique und den Westmächten propagiert wer­
den, aussehen würden.

Die Verträge von Bonn und Paris, die der Wiederher­
stellung des aggressiven deutschen Militarismus dienen, 
sind das Haupthindernis für freie Wahlen in Deutschland.

Wie kann von freien Wahlen in Westdeutschland die 
Rede sein, wenn sich die Wahlen unter dem Einfluß und 
der Kontrolle der westlichen Besatzungsmächte voll­
ziehen?

Wie kann von freien Wahlen die Rede sein, wenn nicht 
die bevollmächtigten Vertreter beider Teile Deutschlands 
in einer Gesamtdeutschen Provisorischen Regierung die 
Wahlordnung vereinbaren, sondern die Besatzungsmächte?

Wie kann von freien Wahlen die Rede sein, wenn be­
reits vor den Wahlen durch den Generalvertrag bestimmt 
ist, daß das gewählte Parlament an die Verpflichtungen 
der Bonner und Pariser Verträge gebunden sei? Diese 
Verträge, die in grober Weise die nationale Würde des 
deutschen Volkes und die nationale Unabhängigkeit 
Deutschlands verletzen und die eine fünfzigjährige 
militärische Besetzung Deutschlands vorsehen, kann kein 
freies Parlament und keine freie Regierung anerkennen.

Daraus ergibt sich: Die Annullierung der Bonner und 
Pariser Verträge ist die Voraussetzung für wirklich freie 
Wahlen.

Es ist notwendig, daß die Vertreter beider Teile 
Deutschlands selbst ein gesamtdeutsches demokratisches 
Organ schaffen, das die Vorbereitung und Durchführung 
freier, demokratischer Wahlen in seine Hände nimmt. Ein 
solches Organ kann nur die Gesamtdeutsche Provisorische 
Regierung sein. Das Wichtigste ist, in ganz Deutschland 
solche Bedingungen zu schaffen, die es ermöglichen, die 
Vereinigung Deutschlands zu einem friedliebenden, demo­
kratischen und unabhängigen Deutschland zu sichern. Das 
ist von entscheidender Bedeutung, weil in Westdeutsch­
land unter der Führung der westlichen Besatzungsmächte, 
mit denen die Adenauer-Regierung verbunden ist, solche 
gesamtdeutschen Wahlen organisiert werden können, die 
den ärgsten Militaristen und Revanchisten den Weg zur 
Macht bereiten. Das zeigen die Erfahrungen der politi­
schen Entwicklung und der Wahlen in den Jahren 1930 bis 
1933. Auf dem Wege allgemeiner Wahlen kam zuerst die 
Papen-Regierung, dann die Schleicher-Regierung und 
schließlich die Hitler-Regierung zur Macht. Der Faschis­
mus zertrümmerte die Weimarer Republik und benutzte 
die Methode der Wahlen, um die aggressivsten militaristi­
schen Kräfte in Deutschland zur Macht zu bringen. Das 
führte Deutschland zum zweiten Weltkrieg. Das war der 
Weg unserer Heimat in die Katastrophe.

Infolge der besonderen Bedingungen, die in West­
deutschland bestehen, wo die alten militaristischen Kräfte 
ihre Machtposition wiederhergestellt haben, ist es not­
wendig, besondere Sicherungen zu treffen für demo­
kratische Wahlen und solche Wahlen nicht zuzulassen, die 
den Weg für die militaristischen Kräfte ebnen können.

Die Adenauer-Regierung hat offen zum Ausdruck ge­
bracht, daß sie nur solche Wahlen in Deutschland will, 
die zum Ziel haben, ganz Deutschland dem Militarismus 
zu unterwerfen und ganz Deutschland zur militärischen

Aufmarschbasis für die aggressiven Kräfte zu machen. 
Die Forderung amerikanischer und westdeutscher Politi­
ker, die Bonner und Pariser Verträge mit Hilfe der Durch­
führung gesamtdeutscher Wahlen auf ganz Deutschland 
auszudehnen, d. h. ganz Deutschland zu versklaven, steht 
im schärfsten Gegensatz zu den nationalen Lebensinter­
essen des deutschen Volkes. Das nationale Interesse des 
deutschen Volkes erfordert, daß Hitler-Wahlen sich in 
Deutschland nicht wiederholen dürfen. Wir erklären offen, 
wir sind gegen solche sogenannte „freie“ Wahlen, die 
von den westlichen Besatzungsbehörden mit Hilfe des 
Adenauer-Regimes vorbereitet und durchgeführt werden, 
um die Herrschaft der Militaristen in Deutschland wieder­
herzustellen. Wir sind für freie, demokratische Wahlen, 
durch die für Deutschland eine friedliche, demokratische 
Entwicklung gesichert wird, wir sind aber nicht für 
amerikanische Wahlen und nicht für Wahlen, die den 
Militaristen und Revanchisten den Weg bereiten, an 
dessen Ende ein dritter Weltkrieg stehen würde.

Daraus ergibt sich, daß die Hauptfrage nicht in der 
Festlegung formaler Wahlbestimmungen besteht, sondern 
darin, in wessen Händen die Vorbereitung und Durch­
führung der Wahlen liegt.

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
ist für die Durchführung gesamtdeutscher, freier, demo­
kratischer Wahlen mit dem Ziel der Herbeiführung eines 
demokratischen, friedliebenden und unabhängigen 
Deutschlands. ^

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
betrachtet es als die vordringlichste Aufgabe, eine Ver­
ständigung zwischen den Deutschen Ost- und West­
deutschlands herbeizuführen, damit eine Gesamtdeutsche 
Provisorische Regierung gebildet wird, deren Haupt­
aufgabe die Vorbereitung und Durchführung gesamtdeut­
scher freier Wahlen ist.

Gesamtdeutsche freie Wahlen sind nur möglich, wenn 
Deutschland nicht an irgendwelche militärische Bündnisse 
gebunden wird und die Verträge von Bonn und Paris 
annulliert werden.

Zur Sicherung demokratischer Wahlen in ganz Deutsch­
land ist es notwendig, daß militaristische und fasdiistische 
Organisationen aufgelöst und nicht zugelassen werden.

Zur Sicherung demokratischer Wahlen in ganz Deutsch­
land ist es notwendig, die freie Betätigung der demokrati­
schen Parteien und Organisationen zu gewährleisten. Die 
Verfolgung von Friedenskämpfern in Westdeutschland 
ist einzustellen.

Zur Sicherung demokratischer Wahlen ist die freie 
Verbreitung der humanistischen Literatur zu gewähr­
leisten. Die Verbreitung von Literatur, die der Kriegshetze 
und dem Revanchismus dient, darf nicht zugelassen 
werden.

Zur Sicherung demokratischer Wahlen in ganz Deutsch­
land ist es notwendig, die Freiheit der Versammlung, der 
Presse und des Rundfunks für die demokratischen und 
friedliebenden Kräfte zu gewährleisten.
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